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A. Bericht des Abgeordneten Damm 


i. 

Der Bundestag hat den Gesetzentwurf in seiner 
191. Sitzung am 23. Oktober 1968 dem Verteidi- 
gungsausschuß federführend und dem Innenausschuß 
mitberatend überwiesen. Der Innenausschuß hat den 
Entwurf in seiner Sitzung am 5. Dezember 1968 be- 
raten und ihm zugestimmt. Der Verteidigungsaus- 
schuß befaßte sich damit in seiner Sitzung am 
12. Dezember 1968. 

II. 

Im Rahmen der bisherigen einheitlichen Offiziers- 
laufbahn war es praktisch unmöglich, Strahlflugzeug- 
führerpiloten so lange in den fliegenden Verbänden 
zu belassen, wie es die flugmedizinisch gesicherte 
psychische und physische Kondition des Piloten er- 
laubt. Um diese Offiziere für eine spätere Tätigkeit 
im Anschluß an die Verwendung als Flugzeugführer 
vorzubereiten, mußten sie oft nach wenigen Jahren 
die Verwendung als Piloten wiederaufgeben, um 
auf anderen Dienstposten tätig zu sein. 

Das hatte zwei Nachteile: Einmal konnte so der 
beträchtliche Aufwand an Zeit und Kosten für die 
fliegerische Ausbildung nicht optimal genutzt wer- 
den; zum anderen gingen der Luftwaffe gerade die 
Jahre verloren, in denen der Pilot die größte fliege- 
rische Erfahrung erreicht und damit für die Flug- 
sicherheit und die Einsatzbereitschaft den größten 
Nutzen bringt. 

Die mit diesem Gesetz vorgesehene Einführung 
einer auf die Verwendung bezogenen besonderen 
Altersgrenze ermöglicht es nun, Offiziere als Strahl- 


flugzeugführer so lange im fliegenden Verband ein- 
zusetzen, wie sie die Anforderungen an eine solche 
Verwendung erfüllen. Dies ist nach flugmedizini- 
scher Erkenntnis durchschnittlich das vierzigste 
Lebensjahr. 

Vorgesehene Ubergangsregelungen 

Die im Dienst befindlichen und im Verband einge- 
setzten Strahlflugzeugführer-Berufsoffiziere müssen 
innerhalb einer Frist von 6 Monaten nach Verkün- 
dung des Gesetzes erklären, ob das Gesetz für sie 
Anwendung finden soll. Andernfalls behalten sie 
ihren bisherigen Status. 

Für Offiziere auf Zeit als Strahlflugzeugführer gilt 
der Erlaß vom 8. August 1961, der auf Antrag die 
Übernahme in das Dienstverhältnis als Berufsoffizier 
regelt, sinngemäß: sie können entweder in das Be- 
rufsoffiziersverhältnis bisheriger Art (Altersgrenze, 
die dem Dienstgrad entspricht,) oder in die neue Be- 
rufsoffizierslaufbahn (Altersgrenze 40 Jahre) über- 
nommen werden. 

Die im Dienst befindlichen Strahlflugzeugführer- 
Unteroffiziere (Berufsunteroffiziere und Zeitunter- 
offiziere) sollen — ihre Eignung zum Strahlflugzeug- 
führer-Offizier und ihren Antrag vorausgesetzt — 
gemäß § 26 der Soldatenlaufbahn-Verordnung in die 
Laufbahn der Offiziere des Truppendienstes über- 
nommen werden. Um die Einsatzbereitschaft der 
Verbände dabei nicht einzuschränken, soll die hier- 
für geforderte zusätzliche Ausbildung unter verwen- 
dungsbezogenen Bedingungen erfolgen. 
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Aus diesem Gesetz werden im Bereich des öffent- 
lichen Dienstes erstmals Ruhegehaltsansprüche für 
eine Dienstzeit begründet, die nur knapp die Hälfte 
dessen beträgt, was ein Angehöriger des öffent- 
lichen Dienstes sonst zur Erlangung eines Anspruchs 
auf Ruhegehalt an Dienstzeit leisten muß. Das Prin- 
zip des Dienstverhältnisses „auf Lebenszeit" im bis- 
herigen Sinne wird damit aufgegeben. Das ist aller- 
dings schon bei den besonderen dienstgradbezoge- 
nen Altersgrenzen der Polizei, des BGS und der Bun- 
deswehr seit langem der Fall. Hier wirkt die relativ 
niedrige Grenze von 40 Jahren so „revolutionär". 

Das hat besonders im Innenausschuß gewisse Be- 
denken ausgelöst. Versuche, eine „Zurruhesetzung" 
der Strahlflugzeugführer im Alter von 40 Jahren 
(mit dem dann erdienten Ruhegehalt von in der 
Regel 55 %) davon abhängig zu machen, daß zu 
prüfen sei, ob der jeweilige Strahlflugzeugführer- 
Offizier nicht an anderer Stelle im öffentlichen 
Dienst eingesetzt werden könnte, wurden im Innen- 
ausschuß mit Mehrheit abgelehnt. Würde das Gesetz 
in diesem Sinne gestaltet, würde es seinen eigent- 
lichen Sinn verlieren: junge Männer, die den Willen 
und die Fähigkeit haben, Hochleistungsstrahlflug- 
zeuge der Bundeswehr zu fliegen, für diesen Beruf 
zu gewinnen und sie angesichts der hohen Ausbil- 
dungskosten und des Abhängigkeitsverhältnisses 
der Flugsicherheit von der Dauer ihres fliegerischen 
Einsatzes möglichst lange im fliegenden Verband zu 
halten. 

Verteidigungsausschuß und Innenausschuß stimm- 
ten daher der Regelung zu im Hinblick auf 

a) die außergewöhnlich hohen Kosten der Ausbil- 
dung, 

b) die Notwendigkeit, die Flugerfahrung der Strahl- 
flugzeugführer für die Bundeswehr so lange wie 
möglich nutzbar zu machen, und 


c) die extrem hohen Anforderungen an die körper- 
liche Leistungsfähigkeit der Strahlflugzeugführer. 

Um die mit der Neuregelung zusammenhängenden 
grundsätzlichen Fragen des öffentlichen Dienstrechts 
zu klären, schlägt der Verteidigungsausschuß im 
Einvernehmen mit dem Innenausschuß dem Deut- 
schen Bundestag vor, die Bundesregierung möge 
prüfen, ob und welche Fragen mit der starken Her- 
absetzung von Altersgrenzen aufgeworfen werden. 

IV. 

Der Gesetzentwurf sah in Artikel 2 vor, die Wei- 
tergewährung der „Jet-Piloten-Zulage" nun von 
einer siebenjährigen Mindestverwendung als Strahl- 
flugzeugführer — ■ gegenüber bisher 5 Jahren — ab- 
hängig zu machen. Die von der Regierung vorge- 
brachten Argumente erschienen dem Verteidigungs- 
ausschuß — im Gegensatz zum Innenausschuß — 
nicht ausreichend, um den bisherigen Rechtszustand 
zuungunsten der Betroffenen zu verändern. Die direk- 
ten finanziellen Auswirkungen der Änderung auf 
den Bundeshaushalt wären unbedeutend und ge- 
genüber den durch dieses Gesetz zu erwartenden 
Einsparungen von mindestens 30 Millionen DM pro 
Jahr ohne jedes Gewicht. Die Befürchtung, daß Prä- 
zedenzfälle geschaffen würden, schien dem Ver- 
teidigungsausschuß nicht begründet. Dieses Argu- 
ment hatte der Ausschuß bereits bei der Einführung 
der Zulage erwogen. Es wäre auch nicht auszuschlie- 
ßen, daß bei einer Annahme des Artikels 2 gerade 
diejenigen Offiziere betroffen würden, die wegen 
ihrer überdurchschnittlichen Fähigkeiten frühzeitig 
in eine Generalstabsausbildung berufen werden. 

Der Verteidigungsausschuß empfiehlt daher ab- 
weichend vom Innenausschuß, Artikel 2 des Regie- 
rungsentwurfs ersatzlos zu streichen. 


Bonn, den 17. Januar 1969 


Damm 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/3336 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. die Bundesregierung wird ersucht, zu prüfen und 
dem Deutschen Bundestag bis zum 1. Mai 1969 
zu berichten, ob und welche Fragen mit der star- 
ken Herabsetzung von Altersgrenzen aufgewor- 
fen werden; 

3. die Petition der Flugzeugführerunteroffiziere, 
Leichtes Kampfgeschwader 41, 225 Husum, Flens- 
burger Chaussee, der Regierung als Material zu 
überweisen. 


Bonn, den 17. Januar 1969 


Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Zimmermann Damm 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Siebenten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

— Drucksache V/3336 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: sen: 


Artikel 1 Artikel 1 

(1) Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- unverändert 

gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Fünfte 

Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Juli 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 848), wird wie folgt geändert: 

1. In § 44 Abs. 2 werden hinter dem Wort „Dienst- 
grad" die Worte „oder nach § 45 Abs. 2 Nr. 3" 
eingefügt. 

2. In § 45 Abs. 2 wird hinter der Nummer 2 ein 
Komma gesetzt und folgende Nummer 3 ange- 
fügt: 

„3. für Offiziere in Verwendungen als Strahl- 
flugzeugführer die Vollendung des vier- 
zigsten Lebensjahres." 

(2) Absatz 1 ist auf Offiziere in Verwendungen als 
Strahlflugzeugführer, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes zu Berufssoldaten ernannt worden sind, 
nur dann anzuwenden, wenn diese sich damit un- 
widerruflich einverstanden erklärt haben. Die Erklä- 
rung ist innerhalb einer Frist von sechs Monaten seit 
Inkrafttreten dieses Gesetzes gegenüber dem näch- 
sten Disziplinarvorgesetzten schriftlich abzugeben. 


Artikel 2 Artikel 2 

(1) Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung entfällt 

vom 18. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 916), 
zuletzt geändert durch das Fünfte Gesetz zur Ände- 
rung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 
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Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Vorschriften vom 19. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 848), wird wie folgt geändert : 

In Nummer 4 der Vorbemerkungen zu den Besol- 
dungsordnungen A und B wird ersetzt 

1. in Satz 2 das Wort „ fünfjähriger " durch 
das Wort „siebenjähriger" , 

2. in Satz 3 das Wort „fünf" durch das Wort 
„sieben". 

(2) Für Soldaten und Beamte, die vor Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes die Stellenzulage nach Num- 
mer 4 der Vorbemerkungen zu den Besoldungsord- 
nungen A und B erhalten haben, sind die bisherigen 
Vorschriften anzuwenden. 

Artikel 3 Artikel3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- unverändert 

düng in Kraft. 
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